
GEMEINDE GRABENSTÄTT
LANDKREIS  TRAUNSTEIN

FASSUNG:

im Verfahren nach § 13a BauGB

Kartengrundlage / Geobasisdaten: Digitale Flurkarte M 1:1.000, Stand Dezember 2021 
Daten des Bayer. Landesamts für Vermessung und Geoinformation (LVG): Quelle: 
Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung         (www.geodaten.bayern.de)
Die Darstellung der Flurkarte ist als Eigentumsnachweis nicht geeignet. 

Bestehende 
Grundstücksgrenze

Flurnummer, 
z.B. 227/11

....................Planfassung f. Bekanntm.

Planung

M 1: 1.000BV 20081

Entwurf

Neuaufstellung mit integriertem Grünordnungsplan

Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan
1

Sondergebiet "Großflächiger Ein-
zelhandel"

Marienstr. 3
83278 Traunstein
JU / LH

Tel: 0861 / 98 987 0
info@plg-strasser.de
www.plg-strasser.de

VERFAHRENSVERMERKELAGEPLAN       M 1 : 1.000 FESTSETZUNGEN DURCH TEXTC
1.

2.

3.

4.

5.

6.

Format 765 / 530

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom  ___________  gemäß § 2 Abs. 1 BauGB
die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde am  ___________ ortsüblich bekannt gemacht.

Zu dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans in der Fassung vom
___________  wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ___________ bis ___________ beteiligt.

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans in der Fassung vom  
___________  wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom  ___________  bis ___________  im Internet veröffentlicht. Zusätzlich er-
folgte eine öffentlich Auslegung in der Gemeindeverwaltung.

Die Gemeinde Grabenstätt hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ___________  
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung vom  ___________  als Satzung beschlossen.

Gemeinde Grabenstätt, den ............................

            - Siegel -                            ........................................................
                                                                  Gerhard Wirnshofer
                                                                  (Erster Bürgermeister)
Ausgefertigt

Gemeinde Grabenstätt, den ............................

            - Siegel -                            ........................................................
                                                                  Gerhard Wirnshofer
                                                                  (Erster Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde am 
___________  gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu
den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehal-
ten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft geben.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die
§§ 214 und 2015 BauGB wird hingewiesen.

Gemeinde Grabenstätt, den ............................

            - Siegel -                            ........................................................
                                                                  Gerhard Wirnshofer
                                                                  (Erster Bürgermeister)

PLANUNGSGRUNDLAGEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs1.

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Überbaubare Grundstücksflächen

Baugrenze

2.

Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen

Flächen für Nebenanlagen und Anlagen für den ruhenden Verkehr3.

Fläche für Stellplätze

Umgrenzung von Flächen für CarportsCa

Na

Zufahrt Parkplatz

Zufahrt für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereichs

Zufahrt für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereichs

Umgrenzung von Flächen zur Unterbringung von Einkaufswägen
(überdachte Einkaufswagenboxen)

Festsetzungen zur Grünordnung4.

PRÄAMBEL
Die Gemeinde Grabenstätt erlässt aufgrund § 2 Abs. 1 sowie §§ 8, 9, 10, 12, 13 und 13a
des Baugesetzbuches (BauGB), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), des Art. 81 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) und des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) diesen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan als Satzung.

Der Bebauungsplan ersetzt für seinen Geltungsbereich den des rechtskräftigen Bebau-
ungsplans "Grabenstätt-Nord" (1965).
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Standortvorschlag 
Baumpflanzung 

17.11.2023

Art der baulichen Nutzung

Sonstiges Sondergebiet (SO) gem. § 11 BauNVO.

Das Sondergebiet hat die Zweckbestimmung großflächiger Einzelhandel und 
weitere Nutzungen.

Zulässig ist 1 großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit bis zu 1.200 m² Verkaufs-
fläche, der ganz überwiegend dem Verkauf von Waren des Nahversorgungsbe-
darfs dient, 1 angegliederter Backshop mit Bistro sowie 1 Fitnessstudio, Büro-, 
Archiv-, Aufenthalts- und Schulungsräume und bis zu 11 Wohnungen.

Die Schutzwürdigkeit entspricht der eines Mischgebiets.

Maß der baulichen Nutzung

Zulässige Grundfläche
Die Grundflächenzahl wird mit höchstens 0,8 festgesetzt.

Flächen mit wasserdurchlässigen Belägen (Rasengittersteine, Pflaster mit Rasen-
fuge) werden zu 80 % angerechnet. 

Zulässige Wandhöhe
Die maximal zulässige Wandhöhe beträgt 8,30 m. 

Sie wird gemessen von der Oberkante Fertigfußboden OK.FFB.EG bis zum Schnitt-
punkt der traufseitigen Außenwand mit OK Dachhaut. Beim Flachdach ist der obere 
Bezugspunkt die Oberkante Attika.

Die OK.FFB.EG wird mit 524,00 m ü.NHN festgelegt.

Abstandsflächen
Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 0,2 H, jeweils aber mindestens 3,0 m.

Flächen für den ruhenden Verkehr

Stellplätze
Die Befestigung nicht überdachter Stellplätze ist wasserdurchlässig auszufüh-
ren (z.B. wassergebundene Decken, Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge).

Gestalterische Festsetzungen

Dachform
Als Dachform sind gleichmäßig geneigte Satteldächer mit einer Dachneigung von 
8-15° sowie Flachdächer zulässig. 
Für Garagen und überdachte Stellplätze sind abweichende Dachneigungen zulässig.

Dacheindeckung
Die Dacheindeckungen sind mit roten bis rotbraunen kleinteiligen Materialien aus-
zuführen. Abweichungen sind bei der Installation von Solaranlagen zulässig.

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie
Eine Aufständerung von Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie ist nicht zulässig.

Einfriedungen
Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 1,80 m zulässig. Mauern und Sockel-
mauern sind unzulässig. Zwischen Boden und Zaun ist eine Bodenfreiheit von 
10 cm einzuhalten.

Geländemodellierung
Geländeveränderungen sind zulässig.
Im Eingabeplan ist das Gelände mit Höhenangaben detailliert darzustellen.

Werbeanlagen
Innerhalb der Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen ist die Errichtung von bis zu 3 freistehenden Werbeanlagen und bis zu 
3 Fahnenmasten zulässig.

Festsetzungen zur Grünordnung

Pflanzvorgaben
Je 6 Stellplätze ist mindestens 1 Baum in der Qualität Hochstamm zu pflanzen.

Alle Pflanzungen sind aus heimischen, standortgerechten und klimaverträglichen
Bäumen und Sträuchern herzustellen. Die gepflanzten Gehölze sind zu pflegen, 
zu erhalten und bei Ausfall durch Neupflanzung zu ersetzen.

Die Pflanzung von Sorten mit Säulen-, Pyramiden- und Hängeformen sowie alle 
Koniferen (z.B. Thujen, Fichten, Tannen) sind nicht zulässig.

Pflanzgrößen
Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Mindestqualitäten festgesetzt.

Laubbäume 1. bis 3. Ordnung:
Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16 - 18 cm 
Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m

Obstbäume:
Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12 - 14 cm
Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m 

Sträucher:
Mindestpflanzqualität: verpflanzter Strauch, 3 - 8 Triebe, 100 - 150 cm

Fläche für das Anpflanzen von Bäumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
Die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzung-
en ist zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 
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Fertigstellung
Die gärtnerische Gesamtgestaltung einschließlich Bepflanzung ist bis spätestens
2 Jahre nach Nutzungsaufnahme der Einzelhandelsbetriebe herzustellen.

Immissionsschutz 

Baulicher Schallschutz

Im Planungsgebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich 
schutzbedürftige Räume (z.B. Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungs-
räume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches, Büroräume und 
Ähnliches) befinden, bei Errichtung und Änderung der Gebäude technische Vor-
kehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die gewährleisten, dass die 
nachfolgenden Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen 
eingehalten werden.

Bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen:
 
          erf. R'

w,ges 
= 36 dB

Bei Außenbauteilen von Büroräumen und Räumen ähnlicher Schutzbedürftigkeit 
gelten um jeweils 5 dB geringere Anforderungen.

Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können (Schlaf- und 
Kinderzimmer), müssen Einrichtungen zur Raumbelüftung erhalten, die gewähr-
leisten, dass in dem für den hygienischen Luftwechsel erforderlichen Zustand 
(Nennlüftung) die festgesetzten Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
gegen Außenlärm eingehalten werden. 
Solche Einrichtungen könnten beispielsweise sein: vorgebaute Pufferräume, 
Prallscheiben, Spezialfenster mit erhöhtem Schallschutz bei Lüftungsfunktion, 
Schalldämmlüfter, u.a.

Von diesen Festsetzungen kann gemäß § 31 BauGB ausnahmsweise abgewichen 
werden, wenn im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungs-
freistellungsverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen 
wird, dass auch geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz und 
geringere Schalldämm-Maße unter Beachtung der gültigen baurechtlichen Anfor-
derungen möglich sind.
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Gefahren durch Wasser
Vor wild abließendem Oberflächenwasser sind eigenverantwortlich Schutz-
maßnahmen zu treffen.

Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wild abfließen-
de Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

Freiflächengestaltungsplan
Mit der Vorlage des Bauantrages ist für den Bereich der privaten Freifläche ein
qualifizierter Freiflächengestaltungsplan vorzulegen. In diesem sind Angaben zu 
treffen über Anordnung der erforderlichen Stellplätze, Verkehrsflächen, deren 
Oberflächenbefestigung, Art und Umfang der Grünflächen, Flächengestaltung, 
Materialien, Pflanzstandorte und -arten, Lage und Größe von Nebenanlagen sowie 
die Höhenentwicklung des Geländes.

Schädliche Bodenverunreinigungen
Eine am 27.06.2019 vom GeoBüro Ulm durchgeführte Bodenuntersuchung zeigte,
dass im Geltungsbereich schädliche Bodenverunreinigungen vorhanden waren. 
Anhand des Sanierungskonzepts vom 03.08.2022 fand zwischen 30.01.2023 und
10.03.2023 die Altlastensanierung statt. Die Grund- und Abwasserüberwachung 
erfolgte gemäß Wasserrechtsbescheid vom 08.11.2022. 

Zur Kontrolle des Sanierungserfolges sind die Schadstoffgehalte des Grundwas-
sers quartalsmäßig zu kontrolliert. Die Beprobung muss über mindestens ein Jahr 
hinweg erfolgen. Ob weitere Maßnahmen erforderlich werden oder das Monitoring 
weitergeführt werden muss, ist von den Beprobungsergebnissen abhängig.

Vorhabenträger
Vorhabenträger ist die Pfeilstetter Immobilien GmbH i.G.
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